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D aß die staatliche W ohnungspolitik, w ie sie seit 
nunm ehr rund  zehn Jahren  verfolgt wird, nicht alle 
K reise restlos befriedigt, daß sie vielm ehr G egner und 
zum  Teil leidenschaftliche G egner hat, kann  niem and 
w undernehm en, der sich bem üht, die Dinge k la r und 
ob jek tiv  zu übersehen. D ie S tandpunkte, die die ein­
zelnen K reise der B evölkerung zur W ohnungspolitik 
einnehm en, m üssen notw endigerw eise verschiedene 
sein, je  nachdem es sich um H auseigentüm er, um 
M ieter von A ltw ohnungen, um M ieter von N eubauw oh­
nungen  oder um W ohnungsuchende handelt.

D er H auseigentüm er, d. h. der E igentüm er von A lt­
häusern , hat den begreiflichen Wunsch, die unein­
geschränkte V erfügungsgew alt über sein Eigentum  
w ieder zu erlangen  und außerdem  von der seine E in­
nahm en beschränkenden Steuer befreit zu w erden, die 
ihm  als Ausgleich fü r den durch die Infla tion  in  F o rt­
fall gekom m enen Teil der Zinsausgabe au ferleg t ist.

D er M ieter der A ltw ohnung streb t danach, die aus 
G ründen der w irtschaftlichen G esam tlage gesetzlich ge­
bundene M iete auf die D auer so n iedrig  wie möglich 
gehalten  zu sehen.

D er M ieter der N eubauw ohnung w iederum  käm pft 
um die Senkung der infolge des Anwachsens der B au­
kosten  und der H ypothekenzinssätze zum Teil über 
seine wirtschaftliche K raft hinaus gesteigerten  N eubau­
m iete und der W ohnungsuchende schließlich fordert 
eine s tä rk e r  fo rc ierte  N eubautätigkeit, um  endlich in 
den Besitz einer eigenen W ohnung zu gelangen.

Versucht m an den verschiedenen Forderungen  und 
E inw endungen näherzukom m en, so erg ib t sich das 
folgende Bild:

I. D aß die B indungen, m it denen die W ohnungs­
wirtschaft um geben w urde — A ufhebung des v ertrag ­
lichen K ündigungsrechts des V erm ieters gegenüber dem 
M ieter, B egrenzung der M iethöhe und Möglichkeit der 
behördlichen Beschlagnahme von Räum en — durch 
K rieg und K riegsfolgen bedingt w aren, daß sie sich aus 
der Entw icklung der V erhältnisse zw angläufig ergaben, 
bedarf heu te  keines Nachweises m ehr, nachdem be­
kan n t ist, daß nicht n u r die am  K riege unm ittelbar, 
sondern  auch die nu r m itte lbar daran  beteiligten 
L änder m ehr oder w eniger die gleichen Wege gehen 
m ußten. Es kann  sich heute nur um  die F rage handeln, 
ob die Beseitigung dieser B indungen nicht bereits bis 
je tzt, d. h. im Laufe von m ehr als zehn Jah ren  nach 
K riegsende, h ä tte  erfolgen können  oder ob nicht 
w enigstens der A bbau der Zw angsvorschriften in 
schnellerem  Tempo hä tte  vorgenom m en w erden müssen, 
als es geschehen ist. Noch w ichtiger als eine Be­
trach tung  in  d ieser Richtung, der ja  im Augenblick eine 
praktische B edeutung nicht m ehr zukom m t, ist a lle r ­
dings die F rage, ob nicht von je tz t ab eine beschleunigte 
system atische Beseitigung der Fesseln möglich und no t­
w endig ist, die die W ohnungsw irtschaft noch umgeben. 
Von denen, d ie diese F o rderung  erheben , w ird  in der 
H auptsache d a ra u f  hingew iesen, daß der im ganzen 
vorhandene W ohnraum  bei zweckm äßiger V erteilung 
ausreichend sei, um der G esam tzahl der vorhandenen 
H aushalte  eine eigene W ohnung zuzuweisen, soweit ein 
sachliches B edürfnis dafü r bestehe, und daß infolge­
dessen, da N achfrage und A ngebot sich bei einer freien 
Regelung der W ohnungsw irtschaft voraussichtlich decken 
w erden, eine unberechtig te und sozial wie w irtschaft­
lich nicht trag b a re  U berteuerung  der M ieten nicht zu 
besorgen sei.

Es ist richtig, daß nach den am tlichen statistischen 
F eststellungen die Zahl der auf eine W ohnung en t­
fallenden Bewohner allgem ein zurückgegangen ist. Zur 
Zeit der Reichswohnungszählung 1927 entfielen  auf 
sämtliche W ohnungen der preußischen G em einden m it 
5000 und m ehr E inw ohnern durchschnittlich 5,85 Be­
w ohner auf eine W ohnung gegenüber etw a 4B» im 
Jahre  1910 und 4 im Jahre  1925. D a eine W ohnung 
durchschnittlich 5,74 W ohnräum e hat, so entfielen  auf 
einen W ohnraum  — zur Zeit der Reichswohnungs­
zählung — durchschnittlich 1,2 Personen. D ie G egen­
überstellung der D urchschnittszahlen der auf einen 
W ohnraum  entfa llenden  Bew ohner in  den Jah ren  1910, 
1918, 1925 und 1927 in einzelnen G roßstädten  ergibt 
folgendes Bild:

1910 1918 1925 1927 
B er lin , a lten  U m fangs .  . 1,15 0,97 1,09 1,11
K ö l n .............................................  1,07 0,98 1,03 0.99
B r e s l a u ........................................ 1,11 1,00 1,25 1,14
E ssen  ........................................1,30 1,14 —  1,16
D ü sse ld o rf .......................'. 1,28 0,97 1,06 1,04
H a n n o v e r ..................................  0,81 0,71 0,77 0,81
D o r t m u n d ..................................1,37 1,11 —  1,21
M agdeburg ............................  0,97 0,82 0.91 0.S9
K ön igsb erg  ............................ 1.22 1,01 1,15 1.13
S tettin  .....................................  1,11 0,89 1,05 1,02
K i e l .............................................  0,95 0,95 0,87 0,89

Irrig  w ürde es aber sein, aus diesem  Rückgang der 
Belegungsziffer den Schluß zu ziehen, daß der zeitige 
W ohnungsm angel auf einem  m it unsere r V erarm ung 
nicht zu vere inbarenden  s tä rkeren  R aum bedürfnis der 
Bevölkerung, d. h. auf unberechtigten A nsprüchen be­
ruhe, und daß nur ein entsprechendes Zusam m enrücken 
der Bewohner notw endig w äre, um den bestehenden 
W ohnungsbedarf zu decken. Es d a rf eben nicht ü b e r­
sehen w erden — w as leider im m er w ieder geschieht —. 
daß fü r den tatsächlichen W 'ohnungsbedarf nicht die 
Zahl der w ohnungsbedürftigen Personen entscheidend 
ist, sondern die Zahl der vorhandenen  H aushalte . D iese 
le tz te re  aber ist nicht n u r nicht zurückgegangen, son­
dern  gestiegen und w ird, jedenfalls  in  den  nächsten 
Jahren , noch w eiter ansteigen. Sehr s ta rk  gestiegen 
ist c ie  A nzahl der H aushaltungen  auf G rund  des 
stä rkeren  A nteils der heira tsre ifen  A ltersklassen an 
der G esam tbevölkerung an sich und der überdies durch 
d ie verän d erte  soziale und wirtschaftliche A nschauungs­
weise der Nachkriegszeit unverhältn ism äßig  gesteigerten  
Ehefreudigkeit. W ährend die G esam tbevölkerung des 
Deutschen Reiches heu tigen  Umfangs von 1910 bis 1925 
um 8 v. H. zunahm , stieg die Zahl der H aushaltungen  
in der gleichen Zeit um 20 v. H.!

W ie groß die Zahl der H aushalte  ist, denen  ein be­
rechtigter Anspruch auf Zuweisung e iner selbständigen 
W ohnung zuzuerkennen ist, läßt sich naturgem äß mit 
G enauigkeit auf keine W eise erm itteln , da" es selbst­
verständlich unmöglich ist, bei statistischen F est­
stellungen unbegründete W ünsche und H offnungen der 
W ohnungsuchenden sowie ü b erhaup t sub jek tive  Mo­
m ente völlig auszuschliefien. Es muß deshalb  h ie rfü r  
von der bei der Reichsw ohnungszählung des Jahres 
1927 festgestellten  Zahl der feh lenden  W ohnungen ein 
zu schätzender Teil abgesetzt w erden, um zu e iner 
Summe zu gelangen, die mit einiger W ahrscheinlichkeit 
als w irkliche F eh lbedarfsziffe r angenom m en w erden  
kann.

Uber die R ichtigkeit e iner so festgeste llten  Ziffer 
sind selbstverständlich  verschiedene A uffassungen mög-
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lieh. Nicht möglich und jedenfalls nicht v ertre tbar ist 
aber eine Auffassung, die ungeachtet der Feststellungen 
der Reidiswohnungszählung und ohne den Versuch 
eines gegenteiligen Nachweises jeden W ohnungsmangel 
leugnet und den vorhandenen Bedarf lediglich aui eine 
unzweckmäßige Verteilung des W ohnraums zurück - 
führt. Daß eine andere Verteilung des W ohnraums 
nur mit neuen Zwangsmaßnahmen durchführbar ist, ist 
auch den Gegnern der staatlichen W ohnungspolitik 
bekannt. Man glaubt, da solche Zwangsmaßnahmen 
audi von ihnen nicht befürw ortet w erden können, sich 
mit der Auffassung zu helfen, daß die mit einer Auf- 
hebung des Mieterschutzes und der gesetzlichen Miets­
regelung notwendig verbundene Neuregelung der 
W ohnungsraum verteilung die Riditigkeit der aufge­
stellten Behauptungen ohne weiteres ergeben werde. 
Es bedarf wohl keines Hinweises, daß die für das Wohl 
des Volkes wie für die Ruhe und O rdnung des Staates 
verantwortlichen Stellen ein Experim ent, wie es bei 
Befolgung der gegnerischen Vorschläge ausgeführt 
werden müßte, unter keinen Umständen vertreten  
könnten.

Zum mindesten spricht eine große W ahrscheinlich­
keit dafür, daß eine Beseitigung der zur Zeit noch be­
stellenden Zwangsvorschriften zu einer im Augenblick 
und audi in absehbarer Zeit gar nidit zu behebenden 
Nadifrage nach Kleinwohnungen führen müßte, da die 
zunächst jedenfalls unverm eidbare Steigerung der 
Miete notwendigerweise einen Tausch aus den größeren 
in k leinere Wohnungen zur Folge haben würde. 
Welche Wege bei einer solchen Regelung die Ent­
wicklung der Mietspreise im einzelnen audi gehen mag, 
für die leistungsschwachen Schichten — und das ist bei 
den heutigen wirtschaftlichen V erhältnissen kein  ge­
ringer Teil der Bevölkerung — w ürden, zum al ja  be­
kannterw eise schon in guten Friedenszeiten ein Mangel 
an Kleinwohnungen bestand, a ller Voraussicht nach 
Wohnungen in irgendw ie ausreichender Zahl n id it m ehr 
verfügbar sein.

Ist es sdion aus diesen, imm er und imm er w ieder 
dargeiegten Erwägungen nicht möglich, den F orde­
rungen auf Beseitigung der Bindungen der W ohnungs­
wirtschaft zu folgen, so bedarf es auf der ändern  Seite 
eines k laren  Programm s, wie der nadi Auffassung der 
verantwortlichen Stellen vorhandene W ohnungsbedarf 
zu befriedigen und wie mit der allm ählichen Be­
friedigung des Bedarfs auch die W ohnungsverteilung 
systematisch der Zwangsmaßnahmen entkleidet und der 
übrigen W irtschaft w ieder eingereiht w erden kann.

Auf G rund der Feststellungen der Reichswohnungs­
zählung vom Mai 1927 wird angenommen, daß die Zahl 
der in Unterm iete wohnenden Fam ilien innerhalb  des 
heutigen Reichsgebiets sich auf 950 000 bis 1 000 000 
belief, so daß die entsprechende Zahl für Preußen auf 
wenigstens 600 000 geschätzt w erden muß. W ird von 
diesem Rohbedarf für Familien, denen aus w irtschaft­
lichen und anderen G ründen ein berechtigter Anspruch 
auf eine eigene Wohnung nicht zuzuerkennen ist, eine 
angemessene Summe abgesetzt, die nach vorgenom m e­
nen Sonderuiitersudnuigen auf 180 000 zu greifen sein 
wird, so ergibt sidi, daß für Preußen zur Zeit der 
W ohnungszählung ein begründeter Bedarf von 420 000 
Wohnungen vorhanden war. Nadrdem inzwisdien 
in den B aujahren 1927, 1928 und 1929 178 375 +  196 404 
+  198 530 =  573 309 neue W ohnungen erstellt worden 
sind, w ährend der durdi Eheschließungen, Ersatz ab­
gängiger Altwolinungen usw. erforderlid ie laufende 
N eubedarf auf etwa 150 000 W ohnungen jährlich, 
mithin auf 450 000 W ohnungen in den erw ähuten 
drei Jahren sich belief, so ergibt sich, daß die N eubau­
tätigkeit der letzten drei Jahre einen Überschuß an 
Wohnungen für den laufenden Bedarf von rund 
120 000 W ohnungen erb rad it hat. D er aus Kriegs- und 
Nachkriegszeiten übernom m ene Fehlbedarf an Wob 
niingen in Preußen w ürde hiernach zu Beginn des 
Jahres 1930 aut rund 300 000 W ohnungen a
lipllliipn epin

anzu-nehmen sein.
U nter Berücksichtigung der Feststellungen des In­

stituts tu r Konjunkturforschung muß dam it gerechnet 
werden, daß der laufende Neubedarf an W ohnungen 
infolge von Eheschließungen usw. bis zum Jahre 1935 
auf rund DO 000 Wohnungen jährlich anzunehm en ist 
und 'o n  da an erst eine bem erkensw ertere Senkung 
erfahren wird Sollten diese Zahlen und Berech- 
n unpcn n ie  idi persönlich annehm en möchte den 
tatsadblidien Verhältnissen einigerm aßen Rechnung
i.' niK ,iS° r "  -fl- n,ut r Beseitigung des eigentlichen 

ehlbedarfs an W ohnungen in Preußen mit Ablauf des

58

Jahres 1935 gerechnet w erden können, sofern es ge­
länge, bis dahin  die gleiche P roduktion an neuen 
W ohnungen zu erreichen, wie im letztvergangenen 
Jahre, d. h. rund  150 000 W ohnungen für den laufenden 
B edarf und 50 000 W ohnungen zur Deckung des alten 
F ehlbedarfs , zusam m en 200 000 W ohnungen. Ob diese 
Produktion  erreich t w erden kann, hängt naturgem äß 
ganz von der Entw icklung der w irtschaftlichen Ver­
hältnisse, im besonderen  von der G estaltung des 
K apitalm ark tes, ab.

F ü r das gegenw ärtige B au jah r liegen die fü r die 
W ohnuiigsbauw irtschaft m aßgebenden V erhältnisse zur 
Zeit jedenfalls nicht besonders günstig. Es bestehen 
im Gegenteil ernste  Sorgen, ob es möglich sein wird, 
die fü r die erststellige B eleihung eines dem vorjährigen  
ähnlichen oder gleichen Bauprogranm is erforderlichen 
Mittel aufzubringen. Eine entscheidende Erleichterung 
der K apitalbeschaffung fü r den W ohnungsbau wäre 
nur zu erw arten , w enn Reichsregierung und Reichs- 
gesetzgebung sich, w ie zu hoffen ist, entschließen 
sollten, die zur Zeit auf dem K ap ita le rtrag  ruhende 
S teuer aufzuheben und dam it den gegenw ärtig  dar­
n iederliegenden P fandbriefabsa tz  zu heben. Eine 
solche M aßnahme erscheint um so dringender not­
wendig, als die Lage des A rbeitsm ark tes (zur Zeit mehr 
als 2 Mill. un te rstü tz te  Erw erbslose) eine sta rke  Auf­
nahm e der B autätigkeit unabw eisbar macht.

Im übrigen ist es selbstverständlich, daß an einer 
befriedigend sta rken  N eubau tätigkeit nicht n u r die ge­
sam te Bauw irtschaft in a llen  ih ren  A bzw eigungen und 
A usstrahlungen, nicht n u r die H underttausende von 
Menschen, Erwachsene und K inder, die noch immer 
unter der K örper und Seele zerm ürbenden  Wohnungsnot 
leiden, hervorragend  beteilig t sind, sondern audi alle 
d iejenigen, denen d aran  gelegen ist, die Wohnungs- 
w irtsd iaft, w enn aud i n id it sogleich, so dodi in über­
sehbaren  Etappen, der F re ih e it w ieder zuzuführen. Daß 
die veran tw ortlid ien  S tellen aud i ih rerse its  danach 
streben, diesem Ziele näherzukom m en, beweisen die 
im Laufe der letzten  Jah re  ergangenen  zahlreichen 
Lockerungsverordnungen und sonstigen Erleiditerungs- 
v o rsd n iften  in der D urchführung  des Wohnungs­
m angelgesetzes, des Reichsm ietengesetzes und des Ge­
setzes über den M ieterschutz. —

II. Was die uainen tlid i aus Hausbesitzerkreisen 
vielfach aufgestellte F o rderung  an b e trifft, die in 
P reußen als sogenannte H auszinssteuer eingeführte 
G eldentw ertungs-A usgleid issteuer ganz oder doch zum 
Teil in F o rtfa ll zu bringen, so scheint es zur Zeit jeden­
falls nodi unmöglich, dieses V erlangen zu erfüllen. 
Einm al w ird ein le ider n id it unw esen tlid ier Teil des 
E rtrages von den L ändern  und G em einden zur Be­
friedigung dringender sozialer A ufgaben nad i wie vor 
benötigt, zum anderen  ab er muß der für den 
W ohnungsneubau bestim m te A nteil m i n d e s t e n s  
in dem bisherigen Um fange seiner Zweckbestimmung 
erha lten  bleiben, w enn die e rs treb ten  w eiteren  Locke­
rungen von zw angsw irtschaftlichen Bestimmungen 
wirklich zur D urchführung  gelangen sollen. Eine 
andere hier im einzelnen nid it zu e rö rte rn d e  Frage ist 
allerd ings die, ob nid it in ab seh b are r Zeit ein plan­
mäßiger Abbau der S teuer m öglidi ist. Daß ein solcher 
Abbau an sich erw ünscht w äre, sdion um  eine feste 
W ertbildung auf dem G rundstücksm arkte wieder 
herbeizuführen, ist gewiß n id it zu bestreiten . Von 
diesem G esiditspunkte aus ist deshalb  aud i zu be­
grüßen, daß der dem Reichstage vorliegende Gesetz- 
en tw u ii eines G ebäudeentsdiuldungssteiiergesetzes einen 
soldien planm äßigen Abbau der G eldeiitw ertungs- 
ausgleichssteuer vorsielit. —
•v D ie m ir sdion w iederho lt in den Mund gelegte
Äußerung über eine beabsichtigte w eitere  Erhöhung 
•e¡ , . .miete muß idi auch an  d ieser S telle als un­

richtig bezeidinen, w enngleid i ich persönlich keines­
wegs in A brede stellen w ill, daß idi vom S t a n d -  
p u n k t e  d e r  W o h n u n g s w i r t s c h a f t  aus ge­
sellen eine soldie E rhöhung auf die D auer nicht für 
verm eidbar halte. Eine ganz andere  F rage ist es aber, 
iu- *U i ■ . ,wann unsere gesam te Volkswirtschaft eine 

leterhohung erträglich erscheinen läßt. D iese sehr 
schwierige f ra g e  soll h ie r u n e rö rte r t bleiben und nur 
c le Belange der W o h n  u n g s W irtschaft liervorgekehrt 
werden, ln  d ieser H insid it ist zunächst zu betonen, 
caß es selbstverständlich ist, daß ein einziges und im 

esam trahm en der W irtsd iaft nodi dazu so bedeutungs­
volles O bjek t wie die W ohnung n id it dauernd  unter 
< em | reise gehalten  w erden  kann , den m ehr oder 
weniger alle anderen  L ebensbedürfnisse in A usw irkung



der G eldentw ertung angenom m en haben. W enn der 
am tlich festgestellte L ebenshaltungsindex un ter Be­
rücksichtigung der gesetzlich n iedrig  gehaltenen Miete 
zur Zeit m it 152,6 v. H. gegenüber der Vorkriegszeit 
angegeben w ird, so ist es n u r natürlich, daß auch die 
Miete auf eine A npassung an die norm ale P reis­
gestaltung h indrängt. Auch vom sozialen S tandpunkte 
aus w ird es nicht zu ve rtre ten  sein, die A ltm iete auf 
die D auer auf ihrem  heutigen  re la tiv  niedrigen N iveau 
zu halten , w eil es als ungerecht em pfunden w erden 
muß. w enn eine im m er größer w erdende Zahl von 
N eubaum ietern  (ihre Zahl macht im Jah re  1950 schon 
etw a ein Achtel der A ltw ohnungsm ieter aus) bei 
gleichen Einkom m ens- und Lohnverhältn issen  Mieten 
zu leisten hat, d ie das 1 lA -  bis 2-fache von dem aus- 
machen, was den glücklicheren A ltw ohnungsm ietern 
au ferleg t ist. D aß eine E rhöhung der Altm iete, sei es 
auch n u r um  10 v. H., eine ernste  und schwere Be­
lastung  fü r b re ite  Schichten der B evölkerung bedeutet, 
eine B elastung, die allerd ings bei den bedürftigsten 
K reisen insbesondere auch bei den Erw erbslosen auf 
G rund der Erm äfiigungs- und Niederschlagungs- 
Vorschriften der H auszinssteuergesetzgebung nicht zum 
A usdruck kommt, ist ganz zweifellos richtig. Auf der 
än dern  Seite darf aber auch nicht verkann t werden, 
daß eine solche M ieterhöhung aller Voraussicht nach 
zu einer m erklichen Belebung der N eubautätigkeit 
führen  w ürde. Jedenfalls ist nach den E rfahrungen, 
die bei früheren  M ieterhöhungen gemacht w orden sind, 
dam it zu rechnen, daß sich das p rivate K apital w eiter­
hin in erhöhtem  Maße dem G rundstücksm arkte und 
dem W ohnungsbau zuwendet.

Daß auch die aufierdeutschen Länder, die zeitweise 
eine gebundene W ohnungswirtschaft haben tragen 
müssen, nicht in der Lage gewesen sind, die Miete auf 
einem  u n te r dem norm alen Zinsstande liegenden 
N iveau zu halten , zeigen die in einem  der letzten H efte 
„W irtschaft und S tatistik“ en thaltenen  V eröffent­
lichungen. Danach betragen  die Mieten

in D e u ts c h la n d ............................... 126 y . H. de r F riedensm ie te,
,, F i n n l a n d .................................... 192 „ „
„  S c h w e d e n ................................  200 „  „  „
,, N o r w e g e n  175 ,, ,, ,,
„  de r S c h w e iz  181 „  „  ,,
,, D ä n e m a r k ............................... 196 ,, ,, ,,
,, E n g l a n d  153 ,, ,, „

Um keine M ißverständnisse aufkom m eii zu lassen, 
säum e ich nicht, nochmals ausdrücklich zu betonen, daß 
die vorstehend w iedergegebenen G edankengänge über 
eine notw endige E rhöhung der A ltm iete allein  vom 
w o h  n u n g s  w i r t s c h a f t l i c h e n  S tandpunkte aus 
gesehen sind, und daß dam it einer P rüfung  von lohn­
politischen wie allgem ein volkswirtschaftlichen Ge­
sichtspunkten aus nach keiner Richtung hin  vorgegriffen 
w erden soll. —

IV. D ie M ieten in den m it öffentlichen M itteln 
erste llten  W ohnungen haben sich bis zum Jah re  192S 
im allgem einen in durchaus norm alen G renzen ge­
halten , abgesehen von einigen A usnahm en in  G roß­
städten . D ie große Masse der M ieter von N eubau­
w ohnungen h a tte  durchschnittlich bis zu 10 M. Miete 
je  Q uadratm ete r W ohnfläche zu zahlen. E rst in den 
le tzten  beiden Jahren  tra t, nam entlich infolge der ganz 
ungew öhnlichen Steigerung der K apitalbeschaffungs­
kosten und der Zinssätze, eine bedenkliche Erhöhung 
ein, die sich aber zunächst in der H auptsache in den 
großen S tädten bem erkbar machte. Eine V erbilligung 
der ü b erteu erten  N eubaum ieten  der le tzten  Jah re  w ird 
le ider n u r zu erw arten  sein, w enn die Zinssätze fü r die 
ersten  H ypotheken  w ieder eine Senkung erfah ren  
haben. Sollte eine solche Senkung in absehbare r Zeit 
nicht e in tre ten , so w ird allerd ings zu erw ägen sein, die 
B eträge, die im einzelnen F alle  als sogenannte H aus­
zinssteuerhypo theken  aus der öffentlichen H and zu 
billigsten Z insbedingungen gegeben w erden, dem ta t­
sächlichen B edürfnisse entsprechend zu erhöhen. Um 
zu verm eiden, daß durch eine solche M aßnahme die 
d ringend notw endige N eubau tätigkeit im  ganzen eine 
vom w ohnungs- w ie arbeitsm ark tpolitischen  S tand­
punk te  aus bedenkliche E inengung erfäh rt, m üßte dann 
allerd ings für eine entsprechende E rhöhung der dem 
W ohnungsbau aus der öffentlichen H and zur V erfügung 
zu stellenden G esam tm ittel gedacht w erden.

Im  übrigen  ist es selbstverständlich, daß die durch 
die gegenw ärtigen V erhältn isse bedingte H öhe der 
N eubaum ieten  alle  B auherren , im  besonderen  ab er audi 
die die W ohnungsbauprogram m e aufste llenden  Ge­
m einden, zw ingen muß, auf eine B auausführung  zu

halten, die bei a lle r  Solidität die Befriedigung von An­
sprüchen verm eidet, d ie  un ter den heutigen w irtschaft­
lichen ^ erhältn issen  als irgendw ie entbehrlich an ­
zusehen sind. Ob es möglich sein w ird, die B au­
kosten selbst durch R ationalisierungsm aßnahm en v e r­
schiedenster A rt in nennensw ertem  Maße h erab ­
zum indern, muß nad i den bis je tz t vorliegenden E r­
fahrungen für absehbare Zeit le ider bezw eifelt werden.

In bezug auf die G estaltung der N eubaum ieten  dürfte  
es auch kaum  von wesentlicher Bedeutung sein, ob die 
N eubauw ohnungen künftigh in  in stä rkerem  Lm fange 
von der sogenannten gem einnützigen oder ab er m ehr 
von der p rivaten  Bauw irtschaft zur A usführung ge­
langen. Jedenfalls ist die im m er w ieder aufgestellte  
Behauptung, daß bei der ^ ergebung der öffentlichen 
W ohnungsbaum ittel die private Bauw irtschaft gegen­
über der gem einnützigen benachteiligt w erde, nicht als 
begründet anzuerkennen. Nach den Feststellungen 
des Preußischen Statistischen Landesam ts sind im 
Jahre  192T von den rund  17S000 in Zugang ge­
kommenen N eubauw ohnungen von p rivaten  B auherren
58,7 v. H., von den gem einnützigen Baugesellschaften
50.1 v. H. und von öffentlichen K örpersd iaften  und 
Behörden 11,2 v. H. errichtet w orden. Im Jah re  1928 
w ar das Ergebnis ungefähr gleidi. näm lich von den in 
Zugang gekom m enen rund 190 000 W ohnungen sind
57.2 v. H. von privaten  B auherren , 55,2 v. H. von ge­
m einnützigen Baugesellschaften und 9.7 v. H. von 
öffentlichen Körperschaften und Behörden erste llt 
worden. D ie privaten  B auherren  errichteten  also die 
M ehrzahl der W ohnungen, jedoch nahm  ihre Be­
teiligung m it wachsender G em eindegröße zugunsten 
der gem einnützigen Baugesellschaften ab. —

V. Um den berechtigten W ünschen der W ohnung­
suchenden, die zum Teil seit Jahren am schwersten 
un ter den W ohnungsnotständen leiden, Rechnung zu 
tragen, darf der W ohnungsneubau in der nächsten 
Zukunft un ter keinen U m ständen eingeengt oder gar 
lahm gelegt werden. D ie E rhaltung  der V olkskraft, die 
dringend notw endige H ebung der G eburtenziffer v e r­
langen gebieterisch die w eitere sta rke  Fortsetzung  der 
N eubautätigkeit.

D aneben darf allerd ings die Sorge um die E r­
haltung  des bestehenden, in  seinem B estände vielfach 
gefährdeten  A ltw ohnraum s nicht außer acht gelassen 
werden. Schon um die Substanz der im A ltw olm raum  
steckenden V erm ögenswerte zu erha lten , dann  aber 
auch um den vorhandenen W ohnungsbestand nicht vor­
zeitig durch V erfall und Abbruch zu verk le inern , w ird 
man p rüfen  müssen, ob nicht eine Erhöhung der zur 
Bewilligung von Instandsetzungsbeihilfeu  oder -dar- 
lehen bereitstehenden öffentlichen M ittel notw endig 
ist. Ganz wesentlich auch aus diesem G runde w ird 
an eine S teigerung der öffentlichen W ohnungsbau­
fonds, möglicherweise auch aus der H auszinssteuer­
quelle, zu denken sein.

Von besonderer B edeutung w ill es m ir auch 
scheinen, wenn der Errichtung von A ltersheim en von 
seiten der G em einden in der Zukunft noch m ehr Auf­
m erksam keit geschenkt w ird, weil es dadurch möglich 
wird, mit re la tiv  geringen M itteln k le ine  \ \  ohnungen 
zu schaffen und größere, nam entlich fü r kindereiche 
Fam ilien, freizubekom m en. D ie F rage der Errichtung 
von Ledigenheim en hat in den letzten  Jahren , nam ent­
lich auch in den P arlam enten, eine im m er größere 
Rolle gespielt. A udi ich m ödite glauben, daß die 
heutige U nterm ietung von Räum en fü r  E inzelpersonen 
vielfach unerfreuliche und unerw ünschte Zustände ge­
schaffen hat. Ich w ürde es deshalb begrüßen, w enn 
es möglich w äre, jedenfalls nach Ü berw indung des 
schw ersten Druckes, von der eigentlichen W ohnungs­
notseite her zur Errichtung von Ledigenheim en für 
ä lte re  Personen m it gew isser w irtschaftlicher Selb­
ständigkeit zu gelangen.

Notw endig scheint m ir vor allem  aber audi. daß 
die B estrebungen der staatlichen W ohnungspolitik  der 
Nachkriegszeit, die dahin  gingen und gehen, u n te r Los­
lösung von der fü r unser Volk so verhängnisvollen  
M ietskaserne den Flachbau zu fördern , au d i in der 
Zukunft system atisch w eiterverfo lg t w erden. Nach den 
F eststellungen  des Statistischen L andesam ts ist die 
erfreuliche Tatsache zu verzeichnen, daß von den im 
Jah re  1928 neuerbau ten  W ohnhäusern  82.2 v. H. K lein­
häuser m it ein  bis zwei W olihgeschossen und  höchstens 
v ier W ohnungen w aren . D ieser A nteil ist e tw as ge­
ringer als im Jah re  1927, wo e r  85.7 v. H. beträg t. Auf 
ein neues W ohngebäude en tfie len  im Jah re  192S durch-
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sdinittlidi 2,5 -  im Jahre 192? =  2,2 W ohnungen (in 
den Großstädten 5,9). Im Durchschnitt der preußischen 
Großstädte enthielt ein neues W ohngebäude im 
Jahre 1915 rund sechs W ohnungen, gegenüber 3,9 im 
Jahre 1928. Leider ist festzustellen, daß die Ent­
wicklung langsam bereits w ieder eine rückläufige 
Tendenz zeigt. Das gilt vor allem für die großen 
Städte, in denen angeblich aus wirtschaftlichen 
G ründen in stärkerem  Maße wieder der Großhausbau

gefördert w ird. Ich habe die Hoffnung, daß es gleich­
wohl gelingt, du rd i zielbewufite A ufk lärungsarbeit alle 
Beteiligten von der unbedingten  N otw endigkeit zu 
überzeugen, unserm  Volke und besonders seinem 
Nachwuchse in einer gesunden W ohnung, möglichst 
in V erbindung m it der N atu r, bessere Lebensbedin- 
gungen und dam it verm ehrte  L ebenskraft und Lebens­
freunde, auch verm ehrte  Liebe zu H eim at und V ater­
land zu schaffen. —

DAS PROGRAMM DER DEUTSCHEN BAUAUSSTELLUNG
HIERZU 1 ABBILDUNG BERLIN 1931

Als A uftakt zur Deutschen Bauausstellung 1931 
fand am 25. F ebruar d. J. im ehem. H errenhaus in 
Berlin ein Presseem pfang statt, zu dem Zwecke, der 
Öffentlichkeit Näheres über die bisherigen Vor­
bereitungen mitzuteilen, sowohl über Idee und P ro­
gramm als auch über die O rganisation der Ver­
anstaltung. Vom Ausstellungs-, Messe- und F rem den­
verkehrs-Am t der S tadt Berlin, das auch als Geschäfts­
führer der Deutschen Bauausstellung eingeladen hatte, 
ist ein umfangreiches, m it Abbildungen ausgestaltetes 
künstlerisches W erbeheft, das Programm , heraus­
gegeben worden, das Interessenten zur Verfügung 
steht und von der Geschäftsführung der Ausstellung, 
Berlin-Charlottenburg, Ausstellungshallen am K aiser­
damm, bezogen werden kann.

Auf dem Presseempfang, zu dem etwa 700 P er­
sonen erschienen waren, führte einleitend Baurat 
Dr.-Ing. R i e p e r t  in seiner Eigenschaft als Vor­
sitzender des V erw altungsrates der Deutschen Bau­
ausstellung ungefähr folgendes aus: Bei der heutigen 
W irtschaftslage ergäbe sich die Tendenz, Ausstellungen 
und Messen auf ein Mindestmaß zu beschränken und 
neue Pläne nur nach eingehendster P rüfung ih rer 
wirtschaftlichen Berechtigung und Aussichten gutzu­
heißen. Schon der ursprüngliche Plan der Deutschen 
Bauausstellung w ar aus diesen G edankengängen ge­
boren, sollte doch auf diese Weise die allzu große Aus­
stellungsfreudigkeit, die die Bauwirtschaft über Ge­
bühr und über das wirtschaftlich V erantw ortbare 
hinaus zu beanspruchen drohe, eingedämmt und durch 
K o n z e n t r i e r u n g  d e r  v i e l e r l e i  A u s s t e i ­
l u n g s g e d a n k e n  a n  e i n e m  P l a t z  eine Ratio­
nalisierung erreicht werden, die gleichzeitig die 
Leistungen hob und die Kosten verm inderte. Des 
weiteren sei beabsichtigt gewesen, dieser A usstellung 
eine D auer zu geben, um so die einm aligen größeren 
Aufwendungen auf lange Zeit m it nur geringerem 
weiteren Kosten für die ständige A ktualisierung nutz­
bar zu machen.

Es beweise das weitschauende Verständnis der 
führenden Kreise unserer W irtschaft, daß sich eine 
resignierende Auffassung, wie sie sich vor einiger Zeit 
zeigte, nicht durchsetzen konnte. V ielmehr ging man 
entschlossen daran, den ursprünglichen P lan auf das 
Maß einzusdiränken und einzustellen, das der be­
drängten Lage der G egenwart Rechnung träg t und 
doch die Erfordernisse erfüllt, die bei einer in erster 
Linie wirtschaftlichen Zielsetzung daran zu knüpfen sind.

Auf der nach vielen Bemühungen gefundenen 
neuen Basis seien nun alle in Betracht kommenden 
Kreise der Bauwirtschaft, Bauwissenschaft und Bau­
kunst erneut vereinigt, und je tz t endlidi könne dazu 
ubergegangen werden, die zeitgemäßen Pläne auf 
breiter F ront in die W irklichkeit umzusetzen Es 
Sei dl® C,ewähr gegeben, daß die Ausführung des 
neuen Planes in zweckentsprechender und w ürdiger

A u c h  i n  i h r e r  'Weise erfolgen werde.

A u  f b a n n o  e h  w  e i t  ü b e r  d e n  F a  h m  e n U n d -
a u f i g e r  A u s s t e l l u n g s v e r a n s t a l t u n g e n
i n a u s  g e h e n  und in einer eindrucksvollen Schau 

einen Querschnitt über das auf vielerlei Gebieten des 
Bauwesens bisher Erreichte verm itteln, und siA  be
° ; e r Su ed v V 7 m e n d e n  E n t w i c k l u n g  i mB a u -  u n d  W o h n u n g s w e s e n  w i d m e n  u n d

d a  m i Í v e r s u c h e n ,  W e g w e i s e n d  z u  w r k e n
Die Bauausstellung werde, wie die E inleitung des P r o '  
grarnms es besage, den Baugedanken in "das V,üt" 
tragen, neuen B„„„ülen, neue Luges“ »«“  , f „
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verbesserte Bautechniken und B auform en fö rdern  und 
dam it nicht n u r w erbend, sondern auch erzieherisch 
wirken.

Nach diesen A usführungen des Vorsitzenden kam en 
die einzelnen Sachbearbeiter der Deutschen Bauaus­
stellung zu W orte. In ausführlichen E rläu terungen  
legten sie ihre A rbeitsprogram m e dar. Zuerst sprach 
für die B a u k u n s t  u n d  B a u w i s s e n s c h a f t  der 
P räsiden t des Bundes D eutscher A rchitekten, Prof. Dr. 
W ilhelm K r e i s ,  D resden. E r  b e z e i c h n e t e  d i e  
D e u t s c h e  B a u a u s s t e l l u n g ,  w i e  s i e  f ü r  1951 
in  B e r l i n  g e p l a n t  s e i ,  a l s  n i c h t  n u r  z e i t ­
g e m ä ß ,  s i e  s e i  v i e l m e h r  n o t w e n d i g ,  u n d  
e s  s e i  k e i n e  Z e i t  z u  v e r l i e r e n ,  u m  s i e  a b -  
z u h a 11 e n. D ie A usstellung w erde richtunggebend 
für die ganze kom m ende Entw icklung sein, und die 
jetzige Zeit der verhältn ism äßigen S tille sei gerade ge­
eignet, durch die A usstellung einen großen praktisdien 
A nschauungsunterricht zu veransta lten : eine Bauschule 
für den In teressierten , fü r den Fachm ann, aber ebenso 
für die A llgem einheit, für S taat, Kommune, Industrie 
und die gesam te W irtschaft. D ie B auausstellung werde 
die vorbereitende A rbeit fü r  den kom m enden neuen 
Einsatz der B autätigkeit übernehm en, praktische Lehr­
m ethoden sollen es sein, die den Baulustigen und 
Bauenden, den L ieferan ten  und Fabrikanten, den 
Ingenieur und den en tw erfenden  A rchitek ten  im selben 
S tudium  zusam m enfüliren. In vo llständiger Vereini­
gung w erde erstm alig  die G esam torganisation  des Bau­
wesens unserer Zeit anschaulich dargeste llt werden. 
D ie G esam theit des bislang E rreichten  soll die Platt­
form derjen igen  Elem ente und Eigenschaften sein, die 
in der w issenschaftlichen Sam m lung und Konzentration 
d ieser A usstellung zutage tre ten  sollen. Prof. Dr. Kreis 
e rw arte t von dem G esam tbild  der A usstellung eine 
solche Geschlossenheit der Basis, daß dieses wissen­
schaftliche Lehrfach m it Erfolg den B o d e n  d e r  
n e u e n  B a u k u n s t  bere iten  könne.

H ierauf nahm  für die im Rahm en der Bauaus­
stellung sta ttfindende I n t e r n a t i o n a l e  A u s ­
s t e l l u n g  f ü r  S t ä d t e b a u  u n d  W o h n u n g s ­
w e s e n  deren  V orsitzender, V erbandsdirek tor Dr. 
S c h m i d t - E s s e n ,  das M ort. Ihm  folgten für die 
A usstellungsabteilung „D i e  W o h n u n g  u n s e r e r  
Z e i t  Prof. Dr. Ö tto B a r t n i n g ,  fü r die Aus- 
•stellungsabteilung ,,D a s  n e u e  B a u e n “ Prof. Dr.-Ing. 
Ed. Jobst S i e d l e r ,  fü r die A usstellungsabteilungen 
. .D a s  f e r t i g e  B a u  w e r k “ und . . B a u b e t r i e b s ­
f ü h r u n g  Prof. Dr. G eorg G a r b o t z  und für die 
bonderausstellung „ L a n d w i r t s c h a f t l i c h e s  B a u ­
w e s e n  Ardi. BDA Reg. - B aum eister a. D. Bruno 
A h r e n d s ,  säm tlidi in Berlin.

Die Redner behandelten  in ausführlichen D ar­
legungen die Ziele der von ihnen b e treu ten  Ab­
teilungen, in deren  G esam tinhalt die nadistehenden 
Angaben über die G liederung  der A usstellung einen 
Einblick gew ähren. D ie A usstellung, die vom 9. Mai 
bis 9. August auf dem G elände der A usstellungshallen 
am Kaiserdam m  sta ttfinden  w ird, hat folgende Ab­
teilungen:

A: In tern a tio n ale  A usstellung für Städtebau 
und W ohnungswesen; Abt. B: Das B auw erk unserer 
¿eit; Abt. C: Die W ohnung u n sere r Zeit; Abt. D: Das 
neue Bauen: a) Baustoffe und Bauw eisen, b) Bau- 
D etriebstührung, c) M usterw erkstä tten  des B auhand­
w erks; Abt. E: S onderausstellung  für landw irtschaft­
liches Bauwesen.

Die A nsstellungsanlage um faßt ad it bereits fertig­
gestellte H allen mit etw a 55 000 i ”  überbau tem  Hallen- 
laurn und ein F re igelände von über 2 0 0  0 0 0  9m, das nach 
rsedart noch erw eite rt w erden kann  (Abb. 1, S. 61).



1. Abt. A: „ In te rn . A usste llung  fü r 
S täd teb au  und  W ohnungsw esen“

2. Abt. B: »Das B auw erk u n serer 
Z eit“

3. Ü bergänge m it R o lltreppe
4. Abt. C : »Die W ohnung u nserer 

Z eit“
5. A usste llungs-F reige lände  A
6 . T unne l m it R o lltreppe
7. Abt. D : „Neues B auen“,

G ruppe  IX Holz
8. Abt. D: „Neues B auen“,

G ruppe  VI Beton u nd  Zem ent
9. Abt. D : „Neues B auen“,

G ruppe  V lil N ichte isenm etalle
10. Abt. D : „N eues B auen“,

G ruppe  XI Glas
11. Abt. D : „N eues B auen“,

G ruppe  VH S tah l
12. A bt. D : „N eues E auen“,

G ruppe  I N a tu rs te in
13. Abt. D : „N eues B auen“,

G ruppe  V K alk
14. A bt. D : „Neues B auen“,

G ruppe  11 K a lk san d ste in
15. A bt. D : „N eues B auen“,

G ruppe  111 G ips
16. A bt. D: „Neues B auen“,

G ruppe  IV K eram ik
17. A bt. D : „Neues B auen“,

G ruppe  X Isolierstoffe
18. Abt. D: „N eues B auen“,

G ruppe  XII In s ta lla tio n
19. Abt D: „Neues B auen“, 

B aub e trieb sfü h ru n g . Bau­
m aschinen, Baustoffm aschinen

20. Abt. D : „N eues B auen“.
G ruppe  X III Verschied. Baustoffe

21. A usste llungs-F reige lände  B
22. Abt. E : „S onderausste llung  für 

landw irtschaftl. B auw esen“
23. S p o rtp la tz
24. F u n k g a rten -R estau ran t
25. F u n k tu rm -G arten
26. F u n k tu rm

GELÄNDEPLAN  
DER 

DEUTSCHEN  
BAUAUSSTELLUNG  

BERLIN 1931

R1NTSTR-

NOWSCHLtin

D as E inzelprogram m  der verschiedenen Aus­
ste llungsabteilungen  ste llt sich in großen Zügen w ie 
folgt dar:

A b t .  A:  I n t e r n a t i o n a l e  A u s s t e l l u n g  f ü r  
S t ä d t e b a u  u n d  W o h n u n g s w e s e n .

D iese A bteilung ze rfä llt in drei G ruppen, und zw ar:
I. In te rn a tio n ale  Abteilung, II. Deutsche A usstellung 
fü r S tädtebau, III. Deutsche A usstellung fü r W ohnungs­
wesen. In d e r In ternationalen  A bteilung w ird nicht 
eine Sam m lung von vorhandenen  P länen  und Modellen 
gezeigt, v ie lm ehr w ird eine R eihe besonders ak tue lle r 
F ragen  des S täd tebaues und W ohnungswesens zur D ar­
ste llung  gebracht. In der G ruppe II („Deutsche Aus­
ste llung  fü r S täd tebau“) w erden folgende Them en be­
han d e lt: a) Siedlungsw esen und K om m unalw irtschaft, 
b) A ufbauelem ente des Siedlungswesens, c) das städ te­
bauliche V eranschlagen, d) das Problem  der Landes­
planung, e) das künstlerische Problem , f) die V er­
w altungsreform , g) B odenpolitik und B odenpreisfrage 
und h) städ tebauliche G esetzgebung. In der G ruppe III 
(„Deutsche A usstellung fü r W ohnungsw esen“) kom m en 
folgende A ufgaben zu r B earbeitung: a) G rundriß ­
gestaltung d er neuen  W ohnung, b) H ausform  und B au­
blockgestaltung, c) G em einschaftseinrichtungen im W oh­
nungsbau, d) H ausgärten  und Spielplätze, e) Baukosten 
und Miete, f) B auordnung und B auberatung , g) F inan ­
zierung des W ohnungsbaues, h) T räger des W ohnungs­
baues, i) D ie B ew irtschaftung der W ohnung und 
k) D ie Sozialpolitik  im W ohnungswesen.

A b t .  B :  D a s  B a u w e r k  u n s e r e r  Z e i t  
g liedert sich in zwei Teile: I. B auw erk (Eisenbahn­
bau, Brückenbau, Hafen- und Flußbau. K raftw erksbau , 
Industriebau , Hochbau, S traßenbau ); II. D as B auw erk 
in seiner Beziehung zur Um gebung (i. a lte  Zeit, 2. neue 
Zeit). D ie großen Bauaufgaben, die der deutsche U n ter­
nehm ungsgeist, der deutsche A rchitekt und Ingenieur 
im In- und A uslande im letzten Jahrzehnt du rd igefüh rt 
haben, w erden w irkungsvoll zur D arste llung  k o m m e n  
Bedeutungsvolle E inzelw erke, die ih r charakteristisches 
G epräge durch die neue Zeit und durch die ih r eigene 
A uffassung gefunden haben, w erden h ie r von den 
F irm en des Hoch- und Ingenieurbaues vorgeführt.

A b t. C : D i e  W o h n u n g  u n s e r e r  Z e i t .
D iese A bteilung w ird  die W ohnung unsere r Zeit 

darste llen  in all ih ren  heutigen  Erscheinungsform en 
von der „T rad ition“ bis zur „Sachlichkeit“ und soll 
durch ku ltu rk ritische Zusam m enfassung ein Zeitbild 
geben. Jede G ruppe soll eine bestim m te W ohn- und 
K ulturform  unsere r Zeit zeigen. D iese O rdnung e r ­
möglicht allse itige D arste llung  der gegenw ärtigen 
W ohnform en, b ring t den Lebensstil e in e r jeden  G ruppe 
vorurteilslos zur Anschauung und verschafft der 
Q ualitätsleistung  innerha lb  je d e r  G ruppe die ge­
bührende G eltung. Sie w ird also dem  A ussteller ge­
recht und veran laß t den Besucher zur E rkenn tn is  seiner 
E instellung und zum eigenen U rteil. — D iese A ufgabe­
ste llung  w ird zu einem Überblick über das Schaffen der 
M öbelindustrie und der T isch lerw erkstä tten  führen .
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Hierbei werden diejenigen Baustoffe (Farben, l a Peten- 
Textilien, Linoleum, Keramik, Glas, M etalle usw.) un 
G eräte (für Gas, Wasser, E lektrizität), die mit der Aus­
gestaltung des W ohnraums im engsten Zusammenhang 
stehen, in mannigfacher Verwendung auftreten ; gleich- 
zeitig werden diese Baustoffe im begrenzten Rahmen 
einer ausgewählten Schau als „W erkstoffe des inneren 
Ausbaues“ zusam m engestellt w erden können.

H ieraus ergeben sich zwei Seiten der Aufgabe. 
Programmatische D arstellung des Zeitbildes durch Aus­
wahl aus dem Bestand der gegenw ärtigen W ohnkultur 
und Vorführung neuer Versuche, die die Lösung von 
Aufgaben und Problem en der kommenden Zeit in An­
griff nehmen.

Um aber nicht Möbel und Räume verschiedenster 
Art wahllos auf den M arkt zu stellen oder sie vom 
einseitigen S tandpunkt einer K unsttheorie auszuwählen, 
sollen drei G ruppen von grundsätzlicher Einstellung 
gebildet werden: G ruppe I: Das Erbe, G ruppe II: Die 
Auswertung, Gruppe III: Die neue Aufgabe.

Ab t .  D :  D a s  n e u e  B a u e n  
gliedert sich in drei Teile: a) Baustoffe und Bauweisen,
b) Baubetriebsführung, c) M usterw erkstätten des Bau- 
handwerks. Jedem Baustoff ist ein H allenabschnitt 
bereitgestellt, in dem dieser Baustoff in seinen ver­
schiedenen Spielarten zusammen mit Baustof fmaschinen, 
die bei seiner Gewinnung und V erarbeitung gebraucht 
werden, ausgestellt w erden kann. Grundsätzlich soll 
von jedem  Baustoff, soweit es möglich ist, gezeigt w er­
den, wieweit sich der betreffende Baustoff den beiden 
großen Problemen der Zeit — M ontagebau und F ließ­
arbeit — anpaßt.

Die Gruppe a) Baustoffe und Bauweisen zerfällt in 
folgende U ntergruppen: N atursteine, K alksandstein,
Gips, Keramik, Kalk, Zement und Beton, Stahl, Nicht­
eisenmetalle, Holz, Isolierstoffe, Glas, Installationen; 
alle übrigen Baustoffe, wie Farben, Lacke, Linoleum, 
Linkrusta, Stragula, Kautschuk, Guttapercha, Filz, Rohr, 
Stroh, Papier, Stoffe und Gewebe, w erden sowohl in 
der Abteilung „Das neue Bauen“ als auch in der Ab­
teilung „Die W ohnung unserer Zeit“ je  nach ih rer 
stärkeren Zugehörigkeit ausgestellt.

Die G ruppe b) B aubetriebsführung grupp iert sich

in folgende U nterab teilungen : a) A ufbereitung, Förde­
rung und V erarbeitung  der Baustoffe bei Hoch-, Tief- 
und S trafienbauten; b) die m aschinellen H ilfsm ittel bei 
G ründungsarbeiten  und die G eräte  für den Tunnel- 
und S to llenbau; c) die M assengewinnung und -förde- 
rung bei Erd- und Felsbew egungen, also im wesent­
lichen das A rbeitsgebiet der Trocken- und Naß­
baggerung; d) die Energiew irtschaft auf Baustellen, die 
W erkstätten  und M agazine und die sozialen Einrich­
tungen. F e rn e r  w erden  behandelt die A rbeitsvor­
bereitung, das B auprogram m , die Vor- und Nach­
kalku lation , die N orm ung und Typung, Leistungs-, 
Zeitstudien, E ignungsprüfung, U nfallverhütung. Das 
A usstellungsgut w ird durch U nterrich tskurse für alle 
am Bauen in teressierten  K reise ausgew erte t. Zu diesem 
Zweck w ird ein ausführliches U nterrichtsprogram m  aus­
gearbeitet, das auch die nachfolgende G ruppe, die 
M usterw erkstätten  des H andw erks, einschließt.

In der G ruppe c) M usterw erkstä tten  des Hand­
w erks w erden W erkstä tten  eingerichtet zur praktischen 
E inführung in a lle  handw erk lichen  F ragen, die mit der 
neuzeitlichen V erw endung und B earbeitung der Bau­
stoffe Zusam menhängen. D iese M usterw erkstätten  des 
H andw erks w erden betrieblich  m it den neuesten Er­
rungenschaften der Technik ausgesta tte t sein. Der 
W erkstä ttenun terrich t w ird  ergänzt durch theoretische 
U nterrichtskurse.

Das Ziel der

A b t .  E : S o n d e r a u s s t e l l u n g  f ü r  l a n d w i r t ­
s c h a f t l i c h e s  B a u w e s e n  

ist: I. die V erbilligung der Bau- und Unterhaltungs­
kosten der G ebäude und dam it eine Herabminderung 
der Z inslasten des Landw irts, 2. S teigerung der Pro­
duktion durch A rbeitsersparn is  fü r den Landwirt, da­
m it E rhöhung seines V erdienstes und Verminderung 
der E infuhr aus dem A uslände. D ieses Programm wird 
in M usterbeispielen abgew ickelt, die in d re i Abteilungen 
zusam m engefaßt sind: a) D ie ländliche Siedlung —
B auernstellen  verschiedener A rt — Aufbaustellen — 
L andarbe ite rs tellen  — G eflügelfarm , b) Baulichkeiten 
für den G artenbau  — O bstbau  — Gemüsebau — 
Blumenzucht — W arm häuser — Gemeinschaftliche Heiz­
anlagen, c) G em einschaftsanlagen. —

UNSER WOHNUNGSBAU IM TAGESSTREIT DER MEINUNGEN
VON DR. JUR. HEINEL, CHEMNITZ

W ohnungen zu finanzieren w ar von jeh er ein 
schwieriges Unternehmen. Schon vor dem K riege hat 
sich mancher die F inger daran  verbrannt. Kein 
Wunder, daß jetzt, wo die öffentliche Pfand sich m it 
der Aufgabe befaßt, den W ohnungsbau zu betreuen, 
sich darüber zahlreiche S treitpunkte ergeben, w ie man 
es machen soll oder nicht. Nachdem inzwischen die für 
die moderne Raschlebigkeit bedeutende Zeit von zehn 
Jahren verstrichen ist, lohnt es sich wohl, ku rz einige 
allgemein interessierende F ragen aufzuzeichnen, um 
die heute noch der Tagesstreit der M einungen tobt, 
nachdem dies oder jenes Problem  stillschweigend ad 
acta gelegt w erden konnte.

Unser W ohnungsbau basiert heute bekanntlich auf 
der H a u s z i n s s t e u e r ,  aus der die letztstellige 
H ypothek genommen wird. D er Streit darüber, ob es 
überhaupt nötig war, diese K apitalquelle zu schaffen, 
ist wohl heute beigelegt. Daß die F rage der nadi- 
stelligen H ypothek nicht anders zu lösen gewesen wäre, 
wird von unseren führenden W ohnungswirtschaftlern 
übereinstim mend bezeugt. Mancher ausländische Staat 
hat die deutsche O rganisationsfähigkeit audi ob dieser 
Initiative w ieder bew undernd anerkannt, wenngleich 
die Steuer Mängel hat und nur als eine Ubergan<rs- 
ersdieinung betrad ite t w erden kann.

Interessant ist der S treit um die H auszinssteuer­
hypothek selbst. W e m  s o l l  s i e  g e h ö r e n ?  Reich 
Lancier und Gemeinden bekunden ein lebhaftes In ter­
esse für dies Steuerkuriosum , das als D arlehn aus- 
geliehen ist, obschoii man das Geld von den Steuer- 
zahlern — geschenkt erhielt, um es, wie jede Steuer 
a fonds perdu, auszugeben. Nun streitet m an sich
dar. T i  ,rie,sigen Vermögenswerte, die a ll­
mählich durch Ausleihung aufgelaufen sein sollen zu- 
gesprodien erhalten  soll. Wir sagen ausdrücklich-’auf- 
t,elaufen sein sollen. Denn der Wert dieser Mietzins­
steuerhypotheken ist, bei Licht besehen sehr ^  
blematisdi. Man kann heute einer solchen Hypothek"
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die mit Vi v. H. verzinst w ird, kaum  einen Verkehrs­
w ert zusprechen, da d ieser fü r H ypotheken an so 
expon ierter Stelle m indestens 14 v. H. Zinsen be­
anspruchen w ürde. Zudem kom m en die bisher ge­
bauten  W ohnungen so teuer, daß, w enn einmal die 
Zinszuschüsse bei den vorangehenden  H ypotheken nicht 
m ehr von den G em einden aufgebracht w erden können, 
die Mieten schon so hoch kom m en, daß fü r eine Steige­
rung der Zinsen der H auszinssteuerhypotheken  kein 
Raum sein wird. W ohl heißt es in verschiedenen 
„Richtlinien“, daß diese H ypo theken  höher zu verzinsen 
seien und nu r fürs e rs te  eine Zinserm äßigung auf 
Vi v. H. oder 1 v. H. zugelassen w erde, aber diese Vor­
schriften w erden kaum  praktisch  w erden. Eine weitere 
große F rage aber ist, inw iew eit diese H ypotheken nidit 
überhaup t abzuschreiben sein w erden. D ie voraus­
sichtliche Entw icklung der P reisb ildung  von Wohn­
häusern bei sinkendem  Zinsfuß und Baukosten wird 
es vielleicht unmöglich machen, die M ietzinssteuer- 
hypotheken später in voller Höhe zu realisieren . In ter­
essant ist, daß sidi der süchsisdie S taat, wo er aus dem 
W ohnungsbaustode (Ausgleichsfonds) auf ein und das­
selbe O bjek t ein E rgänzungsdarlehn  gibt, sidi den 
I ° r rTa n S vor der G em eindehypothek  Vorbehalten 
nat. H eute kann  m an rechnen:
Baukosten einer 55 - qm - W ohnung . . . .  11 000 M. 
Grundstück (E igenkapital des U nternehm ers) 1 000 M.

1 2  0 0 0  M .
Sollten die B aukosten einm al um 2 0  v. H .  sinken, s o  

w äre in diesem Beispiel eine U berteuerung  von 2200 M. 
auszugleichen. D iesen B etrag könn te  die teu re r er- 
j  i J o h n u n g  nicht m ehr durch die M iete decken, 
da der Nachbar um diesen B etrag b illiger bauen könnte 
und die Mieten angepaßt w erden  m üßten. D ie 12000-M.- 
Wohnung soll eine M ietz inssteuerhypothek  von 3500 M., 
entsprechend heute iib lid ier F inanzierung , haben. Wenn 
man das P riv a tk ap ita l nicht opfern  w ill, das der U nter­



nehm er in das H aus beu te steckt, m üßten also von der 
M ietzinssteuerhypothek n a h e z u  z w e i  D r i t t e l  a b -  
g e s c l i n i t t e n  w erden, w eil dafü r keine  V erzinsung 
(und auch Tilgung!) in der Miete gegeben ist. Sollten 
einm al noch Z insreduktionen bei den V orbeleihungen 
e in tre ten  — w ir hoffen es alle! —, so w ird  das Exem pel 
natürlich noch ungünstiger. Man sieht, daß die öffent­
liche Hand, wenn sie sich um die M ietzinssteuer streitet, 
W erte vor Augen hat, die noch sehr bedingt sind. Ein 
großer Teil der heute noch aufgeblasenen Vermögens- 
anlageu dürfte  dem alltäglichen Schicksal einer Steuer 
anheim fallen : v e r a u s g a b t ,  n ich t: a n g e l e g t  zu 
w erden.

Bei einer S teuer verschlägt dies zw ar nichts, aber 
die G em einden, die A n l e i h e n  wie S teuerm ittel 
ausgeliehen haben, müssen Vorsicht w alten  lassen, 
denn le tz tere  m üssen zurückgezahlt werden.

Da ist fe rn er der S tre it um das E i n f a m i l i e n ­
h a u s .  D ie letzten  zehn Jahre  haben auch B auherren, 
die es mit der W o hnku ltu r der b re iten  Massen un­
bedingt ehrlich m einen, überzeugt, daß sich das arm e 
D eutschland das E infam ilienhaus im allgem einen leider 
nicht leisten  kann.

Beim M ehrfam ilienhaus will sich der S tre it nicht 
legen um  das Höchstmaß von V ohnungsaufw and, das 
der m inderbem ittelten  B evölkerung heute bei trag ­
b a re r  M iete geboten w erden kann. D ie „ K l e i n s t -  
w  o h n u n g“ w ird verfochten und bekäm pft. D ie 
einen sagen im m er noch: Vorsicht, diese „Löcher“ 
w erdet ih r spä ter nicht m ehr an  den Mann bringen. 
D ie anderen  argum entieren : w ir g lauben kaum , daß 
es zu einer (von der G egenpartei gewünschten und vor­
behaltenen) Zusam m enlegung von zwei K leinstwoh­
nungen kom m en kann. D iese F rage  hängt m it der 
über die Entw icklung der M ieten zusamm en. Auch 
h ie r herrscht S treit. D ie einen wollen, daß die N eu­
baum iete sich der „gesetzlichen“ (also künstlichen) 
M iete in  den A ltw ohnungen nähere. D ie anderen  
prophezeien das U m gekehrte: das Nachrücken der A lt­
w ohnen nach der Miete der neuen. Nach ih re r Ansicht 
sollen sich beide auf 200 v. H. treffen , so, w ie viele 
D inge des täglichen Bedarfs heute das D oppelte der 
A orkriegszeit kosten. Sollen die N eubaum ieten — ohne 
behördliche Zuschüsse — auf 200 v. H. der F riedens­
m iete stehen bleiben, so ist übrigens sdton eine Senkung 
d er B aukosten und B ankzinsen vorausgesetzt. Die 
A nhänger der K leinstw ohnung machen nun darauf 
aufm erksam , w ie teu er schon diese K leinstw ohnungen 
kom m en müssen, w enn 200 v. H. Friedensm iete (nach 
V egfall der behördlichen Zuschüsse) verlangt w erden 
m üssen. Es sind dies 16 bis 18 M. jährlich  fü r den 
Q uad ratm ete r W ohnfläche. Danach w ürde schon eine 
K leinstw ohnung von 40 q™ etw a 640 M. jährlich  kosten. 
Bei diesem  M ietpreis bezeichnen es die A nhänger der 
K leinstw ohnung als U topie, an  die Zusam m enlegung 
zw eier solcher M olinungen zu denken!

D arüber, w e r eigentlich die neuen W ohnungen 
b a u e n  s o l l ,  w ill der S tre it im m er noch nicht v e r­
stum m en. D enn m an stre ite t immer noch, ob w irklich 
d er p riv a te  Bau v o r w i e g e n d  zur E rstellung  der 
W ohnung p räd estin ie rt sei. D ie Sozialisten halten  an 
dem kom m unalen W ohnungsbau in dem Bewußtsein, 
„gem einnützig“, d. h. ohne G ew innerzielung, zu bauen, 
fest. D ie G egenpartei w eist d a rau f hin, daß die P ri­
vaten  eben infolge des A nreizes durch Aussicht auf 
G ew innerzielung wirtschaftlich intensiver und daher 
p re isw erter bauen  w ie die öffentliche Hand.

G egenstand lebhaften  S treites ist die Zulassung der 
U n t e r m i e t e r  in den N eubauw ohnungen. Es w ird 
die überraschende Tatsache verkündet, daß an manchen 
P lätzen  die N eubauw ohnungen s tä rk e r  m it U nterm ietern  
belegt seien als die alten . D ie U nterm ieter sind v ie l­
fach als F inanziers der M iete hineingenom m en w orden. 
Vorzüglich die in das E infam ilienhaus gekom m enen 
W ohnungsuchenden haben sich vielfach noch einen 
zah lungskräftigen  „E inlieger“ genom men. D ie einen 
nun bekäm pfen  dies E rgebnis und w ollen die U n ter­
m iete verbieten. D ie anderen  sagen: Mischt euch doch 
nicht in  die häusliche A ngelegenheit der M ieter. U n ter­
m iete hat es stets gegeben und w ird  es w eiter geben. 
D er eine M ieter w ird  es nicht nötig  haben, einen U nter­
m ieter zu nehm en. Wo ab e r w irtschaftliche Sorgen 
eine tüchtige H ausfrau  bedrücken, w ird  sie die Last 
der V ersorgung eines Schlafburschen, „m öblierten 
H errn “ oder P ensionärs eben au f sich laden, um den 
k ran k e n  oder arbe itslosen  M ann zu un terstü tzen , und 
d e r  sei verfem t, der solch tüchtiges W eib an  treu e r  
F ürsorge h indern  will. H ier heißt es auch für den „ge­

m einnützigen“ H ausw irt: H alt, küm m ere dich n id it um 
die In tern a  der Fam ilie! H ier kann  w irklich W ohltat 
der Sozialpolitiker P lage w erden fü r eine bedräng te  
Fam ilie, die sich anständig  durchhelfen will.

D er S tre it um  die A u s l ä n d s a n l e i h e n  fü r den 
W ohnungsbau ist einstw eilen dadurch entschieden, daß 
die B eratungsstelle fü r A usländsanleihen, h in te r der 
die Reichsbank steht, fest b leib t: D er W ohnungsbau 
erhä lt keine A usländsanleihen, weil diese n u r  für 
ren tab le  A nlagen verw endet w erden sollen, also erst 
in dem Z eitpunkt für den W ohnungsbau zur V erfügung 
stehen, w enn die H äuser sich — ohne öffentliche Bei­
hilfen von ungew isser D auer — selbst trag en  w erden.

Den S tre it um den A u s g l e i c h s s t o c k  des 
S taates haben die G roßstädte einstw eilen verloren . Sie 
e rha lten  — nach wie vor — bei w eitem  nicht das 
zurück, was sie in den Staatsfonds ab liefern . Ih r Not­
ruf. daß die W ohnungsnot in den G roßstädten am 
größten sei, ist w irkungslos verhallt. In Sachsen müssen 
bekanntlid i 25 v. H. des Aufkom m ens an  W ohnbau- 
m itteln  an den S taat abgeliefert w erden, wobei die 
G roßstädte weit w eniger zurückerhalten.

In welcher H ö h e  soll die H a u s z i n s s t e u e r ­
h y p o t h e k  gegeben w erden? Auch d arü b e r kann  
man sich nicht einigen. D ie einen wollen, daß m an sie 
reichlicher j e  W o h n u n g  gebe, selbst auf die G efahr, 
daß dadurch das Bauprogram m  zusam m enschrum pft. 
D ie anderen  sagen: Es muß möglichst schnell v i e l e n  
geholfen w erden. W enden die ersten  ein, bei zu n ied­
riger M ietzinssteuerhypothek brauche m an zu viel 
teures P riva tkap ita l als V orbeleihung hinzu, was die 
Zinszuschüsse und Bürgschaften der G em einden h e ra u f­
beschwöre, so halten  die anderen folgendes dagegen: 
m an baue der Not der W irklichkeit entsprechend so 
sehr bescheiden (kleinst und einfachst), daß m an ohne 
allzuhohe V orbeleihung und Zinszuschüsse auskomme.

Eine F rage der Bodenpolitik ist es, ob die A u f ­
s c h l i e ß u n g s k o s t e n  (Straßenlandkosten und 
S traßenbau sowie Beschleusung — H auptschleuse —), 
die m eistens von der Gem einde aufgew endet sind, 
d ieser als Baukosten sogleich e rs ta tte t w erden sollen. 
D ie einen w ollen hier die N ebenkosten des N eubaues 
dadurch m indern, daß n u r langfristig  A bzahlungen ge­
leistet w erden, Baugeld also insoweit nicht aufgebracht 
zu w erden braucht. Die anderen  — und  das sind die Tief­
bauäm ter der S tädte — sagen: dann können w ir eben 
keine Straßen m ehr bauen. H ier w ird bezirksw eise noch 
recht verschieden verfahren . Man w ird  es den S tädten  nicht 
verdenken  können, w enn sie nicht die B ankiers fü r die 
F inanzierung der S traßen machen wollen, ih re  F inanz­
lage ist angespannt genug. Eine andere S tre itfrage ist 
aber die, ob nicht Kosten gespart w erden, w enn der 
städtische R egiebetrieb im S traßenbau beschnitten 
w ürde, eine Frage, über die auch bei den sonstigen 
Nebenkosten (Anschlüsse, G rünflächenherstellung) schon 
heftig d eb a ttie rt w orden ist.

Groß ist auch oft im Hinblick auf unsere N eubau­
finanzierung der Gegensatz zwischen S t ä d t e b a u e r n  
u n d B a u  W i r t s c h a f t l e r n .  Im m er lau te r ertön t 
d ie A nklage: der S täd tebauer v e r t e u e r t  d e n
W o h u u n g s b a u. Hie S tädtebauer, hie F inanzm ann! 
D er S täd tebauer lockert die Baudichte auf, eingedenk 
der F revel der G ründerzeit. Er „zont ab “, schneidet 
die H äuserzeilen in G ruppenbauten  u n te r H äufung der 
Giebel auf. E r legt b re ite  V erkehrsstraßen  an, an 
denen hohe A nliegerkosten entstehen. E r drückt den 
Prozentsatz der zu überbauenden  Fläche des Rohlandes 
herab , um G rünflächen innerhalb  einer B lockbebauung 
zu gewinnen. Sein Schlachtruf lau te t: W ohnkultur! — 
Was seine P lanungen  kosten, w ie sie die M iete der 
H äuser belasten, das auszurechnen und durchzuhalten, 
m uß er dem  U nternehm er überlassen. D ieser S treit 
hat heute schon die G ew ißheit erbracht, daß die d re i­
geschossige Bauweise in Zonen angew andt w orden ist, 
d ie s o  n a h e  den V erkehrszen tren  liegen, daß sie 
schon in w enigen Jahren  als A ußenbezirke ü b erran n t 
sein w erden. Man geht durch diese S iedlungen und 
frag t sich: W arum  nicht vielleicht doch noch w enigstens 
ein v iertes Geschoß, wo doch G ottes fre ie  L uft ge­
nügend Zutritt hat! Ist die V erteuerung  der M ieten 
angesichts unserer A rm ut noch zu veran tw orten?

In le tz ter Zeit b litzen  allerd ings E rkenn tn isse  auf: 
Man erkenn t, daß G roßhäuser in fre iem  V orstad t­
gelände, im nötigen A bstande w irtschaftlicher an ­
gesehen w erden  könnten, als die je tz t belieb ten  
„M itte lhausgruppen“. D er „Zeilenbau“ von H äusern  
un ter 'Vermeidung unw irtschaftlicher G ruppenb ildungen
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senkrecht zu breiten Verkehrsstrafien i s t  w e i t e r  nichts 
anderes als ein stillsdiweigendes Eingeständnis dalt 
die Anliegerlasten der Verkehrsstrafien nur durch 
größere Bautiefen getragen w erden können, da man 
die „W ohnstraßen“ — zwischen den Häuserzeilen 
in sparsam er Breite ansetzt. H ier wird man wohl nodi 
des längeren sich um die zweckmäßige Torrn dei Aui- 
schließung streiten müssen.

Und die breiten G r ü n f l ä c h e n  im Inneren der 
großen Blockbebauungen? Wie weit kann  hier ge­
gangen werden? W ährend heute die einen mit ^tolz 
auf die neue deutsche W ohnkultur hinweisen, die solche 
Auflockerung der Bauweise geschaffen, bem erken die 
anderen trocken: Man solle doch auch die Budgets der 
Gemeinden betrachten, in deren Beihilfen und A nleihe­
schulden für Rechnung des W ohnungsbaues m an die 
Kehrseite der M edaille habe.

Auf welche A rt die h o h e n  B a u k o s t e n  sonst 
noch verbilligt w erden können, darüber herrscht noch

großer Streit. D as ist trau rig , denn das ist ja  der 
A ngelpunkt unserer ganzen N eubautätigkeit, die, wenn 
die Preise nicht herabgese tzt w erden können, im bis­
herigen  Um fange angesichts unserer zunehm enden Ver­
schuldung ans A usland dem Anschein nach sich wird 
nicht halten  können. Nachdem die Reichsforschungs­
gesellschaft mit großen H offnungen aufgezogen worden 
ist, um die A ngabe der ra tionellen  Bauweise (zwecks 
Verbilligung!) zu betreuen , entstellt seit einiger Zeit 
Zweifel, ob w ir so bald  zu e iner V erbilligung kommen.

Welch um strittenes G ebiet d e r  deutsche W ohnungs­
bau heute — nach zehn Jah ren  seiner A uferstehung — 
geblieben ist, das zeigen diese w enigen Beispiele von 
M einungsgegensätzen. K lippen auf K lippen sind zu 
umschiffen, und jed e  In itia tive  muß große Hemmungen 
überw inden. Deutsche S trebsam keit w ird aber immer 
wieder neue M ittel zu finden wissen, um die so wichtige 
Aufgabe des W ohnungsbaues — tro tz  unserer Ver­
sklavung auf M enschenalter — zu lösen. —

RECHTSAUSKUNFTE
Ardi. M. P. in D. ( We r  h a t  f ü r  B e s c h ä d i ­

g u n g e n  e i n e s  n o c h  n i c h t  a b g e n o m m e n e n  
B a u w e r k e s  a u f z u k o m m e n ? )

Tatbestand und F rage. An einem  noch nicht vom B auherrn  ü b e r­
nommenen Neubau, an dem auch nodi einige Innenarbe iten  fe rtig ­
zustellen w aren, sind Spiegelscheiben eingew orfen w orden. Im 
Kostenanschlag (aber nicht im Vertrag) w ar vorgesehen, daß der 
ausführende Baum eister, der aber nicht G eneralun ternehm er ist, 
die Überwachung des Baues bis zu r Ü bergabe auszuüben habe. D er 
Bau ist der W adi- und Sdiließgesellsdiaft bereits übergeben gewesen.

D er G laser lehnt die H aftung ab, da er die F enster der B au­
leitung (Ardi.itekt) bereits übergeben habe, der B auherr w ill den 
Schaden nicht tragen, da e r den Bau nodi nid it übernom m en habe. 
W er haftet fü r den Sdiaden, doch keinesfalls der leitende A rchitekt?

Antwort. 1. D er G laser haftet fü r die Beschädigungen n id it, da 
die von ihm hergeste llte  Verglasung bereits der B auleitung (als 
V ertreterin  des B auherrn) übergeben war.

2 . D er A rd iitek t als B auoberleiter hat fü r die Ü berw adiung der 
Baustelle keinesfalls zu sorgen, haftet also fü r solche V orfälle nidit.

3. W enn der „B aum eister“ , der n i c h t  G eneralun ternehm er 
ist, der also nur einen Teil der Bauten un ter e igener V erantw ortung 
ausführte, nicht ausdrücklidi v e r t r a g s m ä ß i g  die Überwachung 
des Baues audi w ährend der durdi andere  U nternehm er nodi zu 
bew irkenden A usführung der A usbauarbeiten — die doch die letzten 
sind — übernom m en hat, so hafte t auch er nid it. H ätte e r die 
Ü berwadiung vertrag lid i übernom m en, so w ürde e r audi nur dann 
haften, wenn ihm eine V erletzung der Überw achungspflidit nadi- 
gewiesen w äre, nid it aber auch dann, wenn der Steinw urf audi bei 
ordnungsm äßiger Bewadiung nid it zu verh indern  gewesen w äre , es 
sei denn, daß der B aum eister in  dem V ertrage ausdrücklich die 
Haftung sdilechthin fü r j e g l i c h e  Sdiäden, die der Bau erle ide t, 
übernommen hat (was nid it der F all sein dürfte).

4. Es ist Sache des B auherrn , fü r eine genügende Bew adiung 
des Baues bis zu seinem Einzug zu sorgen. E r hat den Schaden 
selbst zu tragen, wenn nicht die W adi- und Sdiließgesellsdiaft nach 
den Bestimmungen des mit ih r gesdilossenen V ertrages dafü r auf- 
kommen muß. — Rechtsanwalt Dr. Paul G 1 a s s , B erlin.

Arch. W. in Z. ( A u s l e g u n g  e i n e s  A r c h i ­
t e k t e n a u f t r a g e s . )

T atbestand und F rage. Bei einem  Sdiulhausw ettbew erb  erh ie lt 
der A rd iitek t den 1. P reis; die w irtschaftlichen V erhältn isse ge­
statteten jedoch die A usführung nicht. Später fertig ten  ein orts­
ansässiger S tadtrat und B auunternehm er einen neuen E ntw urf fü r 
den die M ittel genehm igt w urden. D er p re isgekrön te  A rchitekt 
wandte sich nun an die Gem einde und machte Vorschläge und erbot 
sich un ter bestim m ten V oraussetzungen und H onorarbedingungen 
zur A nfertigung eines neuen V orentw urfes. D er A uftrag  zum Vor 
entw urf w urde un ter B estätigung der Bedingungen vom B ürger­
m eister e rte ilt, jedoch mit e iner E inschränkung hinsichtlich Ü ber­
tragung der spateren  A usführung, die der A rd iitek t aber als eine 
A nerkennung seiner auch hinsiditlich dieses Punktes gestellten  Be- 

b e tr®<1' te*e den V orentw urf aufstellte. Trotzdem  die 
A i  j ,Baubebordet ' dle uber dje Entw ürfe entscheiden sollte dem 
A rdiitek tenentw urf den Vorzug gab, e rte ilte  die Gem einde dem 
U nternehm er den A uftrag zur w eiteren B earbeitung, da sie sich d”  
freie Entscheidung Vorbehalten habe. Sie will nu r das v e re inbarte  
H onorar fü r den V orentw urf nebst K ostenansdilag bezahl n ver 
| a ° g ai(e r ’f .da,! dle A rbeit dann in das Eigentum  der Gerne, de zur 
freien Verfügung ubergeht. Außerdem  bestehen nodi ander S tre  t 
punkte. W ie is t die Rechtslage? rtreat-

ä ä ä “  L a r a  ?
em p^M ene | t w u r f  £  t r f a t r ' T n

d e n ' t t  S d ire ib eT v o m *  -
te il t  m it dem  Zusatz „e in e  d e fin itiv e  7,?.» -ö n Sun gen  e r-
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D iesen Zusatz k an n  m an — w ie Sie es tun  — dah in  auffassen, 
daß n u r die F rage , ob de r Schulbau ü b e rh a u p t zu r Ausführung 
kommt, also ü b erh au p t ein A uftrag  e r te ilt  w ird , offen geblieben ist; 
es ist ab e r ebensow ohl möglich, den Satz so auszu legen , wie es die 
Gem einde je tz t tu t, näm lich dah in , daß sie sidi ü b e rh au p t Freiheit 
der Ü bertragung des A uftrages V orbehalten habe. D er Wortlaut 
läß t beide A uslegungen zu, und so w erden  Sie im Prozeß kaum 
nachweisen können, daß Ih re  „V o raussetzung“ fü r  die Anfertigung 
des E ntw urfs tatsächlich von de r G em einde g eb illig t w orden ist. (Es 
liegt u n te r U m ständen e in  „D issen s“ ü b e r die Bedingungen vor.) 
W enn Sie also n id it einen  re d it zw eife lhaften  P rozeß  führen  wollen, 
w erden Sie sich m it de r Zahlung des v e re in b a rte n  Honorars zu­
frieden  geben und von Ih rem  A nspruch au f A usführung des Baues 
bzw. auf en tgangenen  G ew inn A bstand  nehm en m üssen.

2 . Ih re  A uffassung, daß die G em einde, auch w enn sie Ihre Pläne 
bezah lt, jedod i Ihnen n id it den A uftrag  e r te ilt ,  d ie  P läne nicht be­
nutzen d arf, ist n u r b eg ründet, w enn sidi in dem  von Ihnen pro­
je k tie r te n  B auw erk  k ü n s t l e r i s c h e  Ideen  verkörpern , wenn es 
sich also n id it um ein vorw iegend G ebraudiszw recken dienendes Ge­
bäude handelt, so daß die B estim m ungen des Kunstschutzgesetzes 
zur A nw endung gelangen. A ber auch in diesem  F alle  könnten Sie 
n id it ve rh indern , daß u n te r te ilw e ise r B enutzung Ihrer Pläne ein 
neues W erk  von k ü n s tle risd ie r E ig en art geschaffen wird. —

R editsanw alt D r. P au l G l a s s ,  Berlin.

Arch. J. in H. ( H a f t u n g  d e s  A r c h i t e k t e n  
b e i  G a r a n t i e r u n g  e i n e r  f e s t e n  B a u ­
s u m m  e.)

T atbestand  und F rage . D e r A rch itek t ha t den Neubau eines
Einzelw ohnhauses zu e in e r g a ra n tie rten  F estbausum m e herzustellen 
übernom m en. Da bei der n ied rigen  B ausum m e die Auswrahl für das 
f  assad en v erb len d m ate ria l b e sd irän k t w ar, h a t de r Architekt dem 
U nternehm er de r M au rerarb e iten  selb st e in  M ateria l vorgeschlagen, 
das sidi dann ab er als w asserd u rd ilä ssig  e rw ies, so daß die Wände 
durdischlugen. D er B au h err m achte den U n ternehm er verantwort- 
lidi, der das im V ertrage  vorgesehene  Schiedsgericht anrief. Dieses 
hat bei der g e sd iilderten  S ad ilage den U n te rn eh m er nicht für haft­
b a r e rk lä r t.  D er B au h err w urde  zu den K osten des V erfahrens ver­
u rte ilt und zur A uszahlung de r e in b eh alten en  Restsum m e an den 
U nternehm er. D er B au h err v e rk lag t n u n m eh r den Architekten 
wegen der M ängel und au f W ied erers ta ttu n g  der Sdiiedsgeridits- 
kosten.

Ist e r  dazu bered itig t?
A ntw ort. D a Sie gegenüber dem B au h e rrn  die G arantie  über­

nommen haben, daß de r N eubau nach Ih ren  P län en  zu dem bezeidi- 
neten  f e s t  p re ise  ausgefüh rt w erde , tra f  Sie die H aftung für Über­
schreitungen d ieses Preises. Sie hä tte n  also  durch V ertrag mit dem 
B auunternehm er d a fü r Sorge trag en  m üssen , daß d ieser die Arbeiten 
zu einem  im Rahm en de r G esam tsum m e liegenden  Festpreise unter 

e rw endung geeigneten  m angelfre ien  M aterials  auszuführen  hatte, 
v i u i  °*fen ^ a r n id it geschehen, und da bei V erw endung guter 

erb lendste ine  die U n te rn eh m erfo rd e ru n g  zu hoch geworden wäre, 
ia en Sie, um Ih re  eigene H aftung  fü r einen  M ehrpreis zu ver­

m eiden, die G üte der A usführung  d u rd i E m pfehlung und Billigung 
d e r V erw endung m inderw ertigen  S te in m ate ria ls  herabgedrückt. Wie 

as S dnedsgerid it re d itsk rä ftig  fe s tgeste llt ha t, ist de r U nternehm er 
n\ i v e r l)fIid lte t’ M ängel, d ie  du rd i V erw endung dieses
sci ec ite ren  V erb lendm ateria ls  en tstan d en  sind, au f seine Kosten zu 

eseitigen. Da fü r den Innen  gese tz ten  F es tp re is  de r B auherr von 
inen aber e ine selb s tve rs tünd lid i m ä n g e l f r e i e  Herstellung 

des Hauses verlangen  k onn te , w ird  e r  m it R edit von Ihnen die Er- 
s a ung der zur M ängelbeseitigung  e rfo rd e r lid ie n  Summe bzw. den 

e trag  des M inderw erts des H auses v e rlan g en  können.
I ür die Prozeßkosten des S d iied sg erid itsv erfah ren s  w ird  der 

au e r r  Sie nu r dann h a ftb a r m adien  können , w enn die Austragung 
( es d n e d sg erid itsv e rfah ren s  d u rd i Sie v e ran laß t w orden ist. Dies 
s le in t aber der F all zu sein ; denn o ffen b ar ha tten  aussdiließlidi 

¡Tri aS ^n*eresse  d a ran , daß durch S d iied sg erid itsu rte il die Ver- 
P ld itung zur M üngclbeseitigung dem  U n te rnehm er au fe rleg t würde, 
wei dadurd i I h r e  H aftung g egenüber dem  B auherrn  ausgeschlossen 
wor en w äre , w äh ren d  es fü r den B au h errn  p ek u n iä r ohne In ter­
esse w ar, ob de r U n te rn eh m er oder Sie ihm  fü r die Schäden auf- 
zukom m en hatten . — R echtsanw alt D r. P au l G l a s s ,  Berlin.
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